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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung dienstrechtiicher Vorschriften 


A. Zielsetzung 

Verbesserung des Beteiligungsrechts der Spitzenorganisationen 
der Gewerkschaften bei der Regelung der beamtenrechtlichen, 
richterreditlichen imd soldatenrechtlichen Verhältnisse. 


B. Lösung 

Das Recht der Spitzenorganisationen, bei der Vorbereitung all- 
gemeiner Regelungen der dienstreditlichen Verhältnisse betei- 
ligt zu werden, wird im einzelnen näher ausgestaltet; die Posi- 
tion der Spitzenorganisationen wird gegenüber dem bisheri- 
gen Rechtszustand gestärkt. Als neue Institution werden regel- 
mäßige Gespräche über Grundsatzfragen des Dienstrechts zwi- 
schen der Bundesregierung und den Spitzenorganisationen 
eingeführt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (13) — 221 02 — Bu 63/76 Bonn, den 23. März 1976 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 430. Sitzung am 30. Januar 1976 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung dienstrechtiicher Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 
§ 1 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesge- 

setzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch , 

wird wie folgt geändert: 

Nach § 125 a wird folgender § 125 b eingefügt: 

„§ 125 b 

(1) Die Bundesregierung und die Spitzenorganisa- 
tionen der zuständigen Gewerkschaften, denen für 
die Wahrnehmung der Belange der Beamtenschaft 
eine erhebliche Bedeutung zukommt, wirken nach 
Maßgabe der folgenden Absätze bei der Gestaltung 
des auf öffentlich-rechtlicher Grundlage zu regeln- 
den Dienstrechts vertrauensvoll zusammen. 

(2) Die Spitzenorganisationen sind bei der Vorbe- 
reitung allgemeiner Regelungen der beamtenrecht- 
lichen Verhältnisse zu beteiligen. Die Beteiligung 
erfolgt in Form einer gemeinsamen Erörterung mit 
dem Ziel einer sachgerechten Einigung. Die Beteili- 
gung kann, wenn die Spitzenorganisationen damit 
einverstanden sind, auch dadurch erfolgen, daß 
ihnen Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme 
gegeben wird. Die beabsichtigten Regelungen sind 
den Spitzenorganisationen rechtzeitig vorher zuzu- 
leiten. Soll eine Regelung, zu der bereits eine Betei- 
ligung stattgefunden hat, auf Fragen erstreckt wer- 
den, die nicht Gegenstand der Beteiligung gewesen 
sind, oder wird sie in der Sache wesentlich ver- 
ändert, so sind die Spitzenorganisationen erneut zu 
beteiligen. Die Bundesregierung teilt auf Verlangen 
Vorschläge der Spitzenorganisationen, die in Gesetz- 
entwürfen nicht berücksichtigt sind, einschließlich 
der Begründung und einer eigenen Stellungnahme 
den gesetzgebenden Körperschaften mit. Vorschläge 
der Spitzenorganisationen, die in Entwürfen von 
Rechtsverordnungen, die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedürfen, nicht berücksichtigt sind, werden 
auf Verlangen einschließlich der Begründung und 
einer Stellungnahme der Bundesregierung dem 
Bundesrat zur Kenntnis gebracht. 

(3) Die Bundesregierung und die Spitzenorgani- 
sationen kommen regelmäßig zu Gesprächen über 


Grundsatzfragen des Dienstrechts zusammen. Die 
Erörterung bestimmter Fragen kann verlangt wer- 
den. Ist die Erörterung dieser Fragen nicht innerhalb 
eines Monats Gegenstand eines regelmäßigen Ge- 
sprächs, so findet innerhalb dieser Frist ein beson- 
deres Gespräch statt. Die Spitzenorganisationen be- 
nennen für die Gespräche zwei ständige Vertreter 
und zwei ständige Stellvertreter für jeweils zwei 
Jahre." 

§ 2 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17, Juli 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1181), zuletzt geändert durch 

wird wie folgt geändert: 

1. § 94 wird gestrichen. 

2. § 98 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. bei der Vorbereitung allgemeiner Regelun- 
gen der beamtenrechtlichen Verhältnisse 
mitzuwirken; die Bundesregierung teilt auf 
Verlangen Vorschläge des Bundespersonal- 
ausschusses, die in Gesetzentwürfen nicht 
berücksichtigt sind, einschließlich der Be- 
gründung und einer eigenen Stellungnahme 
den gesetzgebenden Körperschaften mit; 
Vorschläge des Bundespersonalausschusses, 
die in Entwürfen von Rechtsverordnungen, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedür- 
fen, nicht berücksichtigt sind, werden auf 
Verlangen einschließlich der Begründung 
und einer Stellungnahme der Bundesregie- 
rung dem Bundesrat zur Kenntnis gebracht,". 

§ 3 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Das Deutsche Richtergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. April 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 713), zuletzt geändert durch 

wird wie folgt geändert: 

In § 46 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Für die Beteiligung bei der Gestaltung des 
Dienstrechts der Richter gilt § 125 b des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes sinngemäß." 
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§ 4 

Änderung des Soldatengesetzes 

1. a) Das Soldatengesetz in der Fassung der Be- 

kanntmachung vom 19. August 1975 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2273), zuletzt geändert durch 
wird wie folgt geändert: 

Nach dem Vierten Abschnitt wird folgender 
neuer Fünfter Abschnitt eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 
Beteiligung an der Gestaltung des 
Dienstrechts 

§ 59 a 

Für die Beteiligung bei der Gestaltung des 
Dienstrechts der Soldaten gilt § 125 b des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes sinngemäß. " 

b) Der bisherige Fünfte Abschnitt wird Sechster 
Abschnitt. 

2. Nummer 1 gilt nicht im Land Berlin. 


§ 5 

Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 

Das Bundespersonalvertretungsgesetz vom 15. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 693), zuletzt geändert 
durch wird wie folgt geändert: 

In § 78 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „§ 94 des 
Bundesbeamtengesetzes" durch die Worte „§ 125 b 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das im Jahr 1953 erlassene Bundesbeamtengesetz 
begründete für die Spitzenorganisationen der zu- 
ständigen Gewerkschaften zum erstenmal in der Ge- 
schichte des Berufsbeamtentums das Recht, bei der 
Vorbereitung allgemeiner Regelungen der beamten- 
rechtlichen Verhältnisse beteiligt zu werden. Damit 
konnten die Beamtengewerkschaften die Belange der 
Betroffenen in einer wesentlich angemesseneren 
Weise als früher vertreten, ohne daß hierdurch die 
Prärogativen der staatlichen Kompetenzen berührt 
worden wären. 

Die in § 94 BBG, § 58 BRRG und den entsprechenden 
landesgesetzlichen Vorschriften vorgeschriebene Be- 
teiligung der Spitzenorganisationen der Gewerk- 
schaften hat sich nach den seitherigen Erfahrungen 
im Grundsatz bewährt. Es hat sich aber auch gezeigt, 
daß dieses Rechtsinstitut im Sinne einer Verbesse- 
rung der Beteiligungsrechte der Spitzenorganisatio- 
nen ausbaufähig ist. 

Eine Verstärkung der Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Spitzenorganisationen ist sachlich gerechtfertigt. 
Ihre intensive Beteiligung an der Vorbereitung all- 
gemeiner Regelungen der beamtenrechtlichen Ver- 
hältnisse ist erforderlich, damit die Interessen der 
Bediensteten wirksam zur Geltung gebracht werden 
können. Die Forderung nach einer verbesserten und 
wirksameren Beteiligung ist im übrigen auch vor 
dem Hintergrund des Verlangens nach einer verant- 
wortungsbewußten Mitsprache in vielen anderen 
Bereichen der Gesellschaft zu sehen und anzuerken- 
nen. 

Es liegt auch im Interesse des Staates, den Sachver- 
stand und die Verantwortung der Gewerkschaften 
wesentlich besser in die gemeinsamen Überlegungen 
einzubringen. 

Die bislang geltende Vorschrift des § 94, in der die 
Beteiligung der Spitzenorganisationen der zustän- 
digen Gewerkschaften bei der Vorbereitung allge- 
meiner Regelungen der beamtenrechtlichen Verhält- 
nisse in allgemeiner Form verankert ist, wird durch 
eine das Beteiligungsrecht verbessernde und nähere 
Modalitäten festlegende Neuregelung ersetzt. 

Die neue Vorschrift, die sich an die Bundesregierung 
richtet, wird in Kapitel II des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes eingefügt. Damit wird erreicht, daß die 
Beteiligung auch in den Fällen zweifelsfrei sicherge- 
stellt ist, in denen der Bund auf Grund der 
ihm zukommenden Rechtsetzungskompetenz (Arti- 
kel 74 a, 75 Nr. 1 GG) Regelungen auch für Beamte 
in den Ländern trifft. Das durch § 58 BRRG rahmen- 
gesetzlich geregelte Beteiligungsrecht auf Landes- 
ebene wird hierdurch nicht berührt. 

Die Beteiligung der Gewerkschaften bei der Vorbe- 
reitung allgemeiner Regelungen der richterrecht- 


lichen Verhältnisse und des Dienstrechts der Sol- 
daten wird durch eine Bestimmung im Deutschen 
Richtergesetz und im Soldatengesetz sichergestellt, 
die auf die in das Beamtenrechtsrahmengesetz neu 
einzufügende Vorschrift verweist. 


B. Im einzelnen 
1. Zu Artikel 1 § 1 

Durch § 1 wird das Beteiligungsrecht der Spitzen- 
organisationen der zuständigen Gewerkschaften für 
den beamtenrechtlichen Bereich durch Einfügung 
eines neuen § 125 b in das Beamtenrechtsrahmen- 
gesetz neu geregelt. 

1.1 § 125 b Abs. 1 verpflichtet die Bundesregierung 
und die Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften zu einer von Vertrauen und 
Partnerschaft getragenen Zusammenarbeit. Die- 
se Verpflichtung läuft darauf hinaus, bei allen 
der Beteiligung unterliegenden Maßnahmen von 
vornherein jeweils die berechtigten Belange 
des anderen in die Überlegungen einzubeziehen 
und sich gegenseitig in angemessener Weise zu 
informieren und zu konsultieren. Rechte und 
Pflichten ergeben sich insoweit für Spitzenorga- 
nisationen der zuständigen Gewerkschaften, de- 
nen für die Wahrnehmung der Belange der von 
ihnen vertretenen Beamten erhebliche Bedeu- 
tung zukommt. 

1.2 § 125 Abs. 2 regelt die Beteiligung der Spitzen- 
organisationen bei der Vorbereitung allgemei- 
ner Regelungen der beamtenrechtlichen Ver- 
hältnisse im konkreten Fall. Die in diesem Zu- 
sammenhang vorgesehenen Erörterungen der in 
Aussicht genommenen Regelungen müssen qua- 
litativ mehr sein als unverbindliche Gespräche 
und bloße Kenntnisnahme der gewerkschaft- 
lichen Auffassungen oder Stellungnahmen. Sie 
müssen durch das ernsthafte Bemühen gekenn- 
zeichnet sein, eine Einigung auf sachgerechter 
Grundlage zu erzielen. 

Erfolg und Mißerfolg der Beteiligungsgespräche 
werden stets davon abhängen, wie stark der 
Wille der Gesprächspartner ist, zu einer Eini- 
gung zu gelangen. Als Zielvorgabe ist hierfür 
ausdrücklich die sachgerechte Einigung genannt. 
Ein in diese Richtung zielender gesetzlich ver- 
ankerter Auftrag wird dazu beitragen, den 
Erörterungen die Unverbindlichkeit zu nehmen. 

Die Beteiligungsform der schriftlichen Stellung- 
nahme ist für die Fälle vorgesehen, in denen 
die Spitzenorganisationen, z. B. wegen geringe- 
rer Bedeutung der zu regelnden Materie mit 
dieser Form der Beteiligung einverstanden sind. 
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Die Beteiligung soll bei der Vorbereitung all- 
gemeiner Regelungen erfolgen, die die Rechts- 
beziehungen zwischen Beamten und Dienstherrn 
betreffen, d. h. bei Gesetzen, Rechtsverordnun- 
gen und Verwaltungsvorschriften, die von Be- 
lang für eine Vielzahl von Dienstverhältnissen 
sind. Der Begriff der Vorbereitung erfaßt nicht 
nur die Fälle, bei denen die Initiative zur Rege- 
lung von der Bundesregierung oder einem ein- 
zelnen Ressort ausgeht. Auch bei Gesetzes- 
initiativen des Bundesrates muß zu der Stellung- 
nahme der Bundesregierung eine Beteiligung 
erfolgen. 

Die in § 125 b Abs, 2 Satz 4 festgelegte Ver- 
pflichtung der Bundesregierung, auf Verlangen 
konkrete Vorschläge der Spitzenorganisationen, 
denen sie in Gesetzentwürfen oder Rechtsver- 
ordnungen, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedürfen, nicht Rechnung getragen hat, 
den am betreffenden Gesetzgebungsverfahren 
beteiligten gesetzgebenden Körperschaften mit- 
zuteilen, entspricht dem Gebot nach umfassen- 
der Unterrichtung der für die Gesetzgebung zu- 
ständigen Gremien. Nur wenn diese in vollem 
Umfang über mögliche Alternativen informiert 
sind, können sie zu sachgerechten Entscheidun- 
gen gelangen. Die Mitteilung sollte sich dabei 
im Hinblick auf die Informationsflut, der die 
gesetzgebenden Körperschaften ausgesetzt sind, 
auf wesentliche Vorschläge beschränken. 

1.3 Als neue Institution führt § 125 b Abs. 3 regel- 
mäßige Gespräche über Grundsatzfragen des 
Dienstrechts zwischen der Bundesregierung und 
Vertretern der Spitzenorganisationen ein, die 
auf der Seite der Bundesregierung von dem 
Bundesminister des Innern als dem für das 
öffentliche Dienstrecht zuständigen Bundesmini- 
ster unter Beteiligung des Bundesministers der 
Finanzen geführt werden. Diese regelmäßigen 
Aussprachen sollen einen fortwährenden Ge- 
dankenaustausch über die großen Linien der 
weiteren Entwicklung auf dem Gebiet des Be- 
amtenrechts ermöglichen. Sie werden überdies 
geeignet sein, dem jeweiligen Gesprächspartner 
bei langfristig angebahnten Versuchen, be- 
stimmte Probleme zu lösen, grundsätzliche Auf- 
fassungen schon frühzeitig zur Kenntnis zu 
bringen und auf diese Weise dazu beitragen, 
Meinungsverschiedenheiten schon in einem 
frühen Stadium soweit wie möglich zu berei- 
nigen. 

In die regelmäßigen Gespräche können über die 
mit allgemeinen strukturellen Problemen des 
öffentlichen Dienstes zusammenhängenden Fra- 
gen hinaus auch aktuelle Tagesfragen einbezo- 
gen werden, für deren Erörterung mangels eines 
konkreten Vorhabens sonst kein Raum wäre. 

Beide Seiten können verlangen, daß bei diesen 
Gesprächen bestimmte Fragen erörtert werden, 
wobei dieses Verlangen im Hinblick auf Ab- 
satz 1 rechtzeitig anzukündigen sein wird, über 
solche Fragen ist u. U. ein Gespräch auch außer- 
halb der regelmäßigen Reihenfolge der Ge- 
spräche zu führen. 


Ein möglichst gleichbleibender Gesprächspart- 
nerkreis bei den regelmäßigen Gesprächen 
dürfte am ehesten die Gewähr dafür bieten, daß 
der mit den Gesprächen erstrebte Zweck er- 
reicht wird. Es wird daher bestimmt, daß die 
Spitzenorganisationen für die Dauer von jeweils 
zwei Jahren zwei ständige Vertreter sowie zwei 
ständige Stellvertreter benennen. Eine gesetz- 
liche Festlegung der Zeitpunkte, an denen die 
Gespräche jeweils stattfinden sollen, empfiehlt 
sich nicht. Eine solche Regelung wäre zu wenig 
flexibel. 

2. Zu Artikel 1 § 2 

2.1 Die Vorschrift des § 125 b BRRG ersetzt die 
bisherige Vorschrift des § 94 BBG. Diese ist 
deshalb zu streichen. 

2.2 Nach § 98 Abs. 1 Nr. 1 BBG hat der Bundes- 
personalausschuß das Recht, bei der Vorberei- 
tung allgemeiner Regelungen der beamtenrecht- 
lichen Verhältnisse mitzuwirken. Nicht berück- 
sichtigte Vorschläge des Bundespersonalaus- 
schusses sollen in gleicher Weise wie nicht 
berücksichtigte Vorschläge der Spitzenorganisa- 
tionen auf Verlangen den am betreffenden Ge- 
setzgebungsverfahren beteiligten gesetzgeben- 
den Körperschaften zur Kenntnis gebracht wer- 
den. § 98 Abs. 1 BBG ist dementsprechend zu 
ergänzen. 

3. Zu Artikel 1 § 3 

Das Beteiligungsrecht für den Bereich der Richter 
im Bundesdienst wird dadurch sichergestellt, daß 
§ 46 Abs. 2 DRiG die Vorschrift des § 125 b BRRG 
für sinngemäß anwendbar erklärt mit der Folge, 
daß die Gespräche vom Bundesminister der Justiz 
geführt werden, soweit der Beteiligungsgegenstand 
nur für das Dienstrecht der Richter von Bedeutung 
ist. 

Durch die in § 71 Abs. 3 des Deutschen Richterge- 
setzes enthaltene Verweisung auf § 125 b BRRG ist 
eine Beteiligung im gleichen Umfang wie für Richter 
im Bundesdienst auch für die Fälle sichergestellt, in 
denen der Bund auf Grund seiner Rechtsetzungs- 
kompetenz (Artikel 74 a, 98 Abs. 3 Satz 2 GG) auch 
Regelungen für die Richter in den Ländern trifft. 
Einer besonderen Regelung für diesen Personenkreis 
bedarf es daher in dem neuen Gesetz nicht. 

4. Zu Artikel 1 § 4 

Die guten Erfahrungen, die mit dem Beteiligungs- 
recht der Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften im Bereich der Beamten gesammelt 
werden konnten, sprechen dafür, ein Beteiligungs- 
recht auch bei der Gestaltung des Dienstrechts der 
Soldaten gesetzlich zu verankern. Das Beteiligungs- 
recht für den Bereich der Soldaten wird durch Ein- 
fügung eines neuen Fünften Abschnitts in das Solda- 
dengesetz mit einer Vorschrift (§ 59 a) sichergestellt. 
Nach dieser Vorschrift gilt für die Beteiligung bei 
der Gestaltung des Dienstrechts der Soldaten § 125 b 
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BRRG sinngemäß mit der Folge, daß die Erörte- 
rungen bei der Vorbereitung allgemeiner Regelun- 
gen und die Gespräche über Grundsatzfragen der 
Bundesminister der Verteidigung führt, soweit der 
Gesprächsgegenstand nur für das Dienstrecht der 
Soldaten von Bedeutung ist. 

5. Zu Artikel 1 § 5 

Der Wortlaut des § 78 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesper- 
sonalvertretungsgesetzes stellt auf die bisherige 


Regelung des Beteiliguggsrechts in § 94 BBG ab und 
ist demzufolge zu ändern. 

6. Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

7. Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Artikel 1 § 1 (§ 125 b BRRG) 

a) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
darauf hinzuwirken, daß der Begriff „Spitzen- 
organisationen der zuständigen Gewerkschaften" 
begründet und präzisiert wird. Insbesondere 
sollte geprüft werden, 

ob sie 

— Dachorganisationen sein oder/und 

— die Interessen der Gesamtheit der Beamten- 
schaft vertreten müssen oder/und 

ob ihnen im Rahmen dieser Interessenvertretung 
eine besondere Bedeutung zukommen müsse. 

b) In § 125 b Abs. 2 sind die Sätze 2 bis 4 durch 
folgende Sätze zu ersetzen: 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

1. Die Bundesregierung hat bei den vorbereitenden 
Arbeiten zu dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften Überle- 
gungen angestellt und mit den im Rahmen des 
§ 94 BBG beteiligten Spitzenorganisationen erör- 
tert, ob der Begriff Spitzenorganisation eine Be- 
gründung oder Präzisierung i. S. der Stellung- 
nahme des Bundesrates erfahren sollte. Sie hatte 
sich dabei von dem Gedanken leiten lassen, daß 
es zweckmäßig wäre, den Kreis der als Spitzen- 
organisationen zu beteiligenden Organisationen 
im Interesse einer möglichst effizienten Arbeit 
insbesondere im Vorbereitungsstadium bei der 
Gesetzgebung auf solche großen Organisationen 
zu beschränken, die gewillt und in der Lage sind, 
einander widerstreitende Gruppeninteressen 
schon vorab in ihrer eigenen Organisation gegen- 
einander abzuwägen und im Rahmen des Mög- 
lichen auszugleichen. Eine solche Festlegung des 
Begriffs der Spitzenorganisation birgt aber 
die Gefahr in sich, daß der in der Vergangenheit 
gewachsene Kreis derjenigen Organisationen, 
die zur Zeit nach § 94 BBG als Spitzenorganisa- 
tionen beteiligt werden und deren Mitwirken 
sich bewährt hat, ohne triftigen Grund geschmä- 
lert wird. Ein solches Ergebnis sollte aber bei 
einem Gesetz, das sich von Anbeginn an eine 
Verbesserung des Beteiligungsrechts mit Blick 
auf die bereits vorhandenen Spitzenorganisatio- 
nen zum Ziel gesetzt hat, nicht in Kauf genom- 


„Die beabsichtigten Regelungen sind den Spit- 
zenorganisationen zur Stellungnahme innerhalb 
einer angemessenen Frist zuzuleiten. Im An- 
schluß daran sind sie, sofern dies von einer der 
Organisationen gewünscht wird, mit den Spitzen- 
organisationen mit dem Ziel einer sachgerechten 
Einigung zu erörtern." 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag dient der Vereinfachung 
des Verfahrens. 

c) Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob die zu beteiligenden Spitzenorganisationen 
auf Bundes- und Landesebene nicht nach einheit- 
lichen Kriterien abgegrenzt werden sollten. 


men werden. Es sollte daher bei den weiteren 
Überlegungen Bedacht darauf genommen wer- 
den, daß keine der bisherigen Spitzenorganisa- 
tionen ihren jetzigen Rechtsstand verliert. An 
der im Gesetzentwurf in § 125 b BRRG aufge- 
stellten Voraussetzung, daß ein Beteiligungs- 
recht nur solche Spitzenorganisationen der zu- 
ständigen Gewerkschaften für sich in Anspruch 
nehmen können, denen für die Wahrnehmung 
der Belange der Beamtenschaft eine erhebliche 
Bedeutung zukommt, empfiehlt es sich dagegen 
festzuhalten, um einer sachunangemessenen Aus- 
weitung des Kreises der zu beteiligenden Orga- 
nisationen entgegenzuwirken. 

2. Die Bundesregierung hält es für sachgerecht, den 
zur Vereinfachung des Verfahrens unterbreiteten 
Änderungsvorschlag zu b) in Erwägung zu zie- 
hen, zumal die Rechte der Spitzenorganisationen 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

3. Die Bundesregierung würde es grundsätzlich be- 
grüßen, wenn die Spitzenorganisationen auf 
Bundes- und Landesebene nach einheitlichen 
Kriterien abgegrenzt werden könnten. Sie hält 
es allerdings im Hinblick auf die Schwierigkeit 
der damit zusammenhängenden Fragen nicht für 
angezeigt zu versuchen, dieses Problem im Rah- 
men des jetzigen Gesetzgebungsverfahrens zu 
lösen. 


8 



